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In vielen Arbeitsverträgen sind Regelungen enthalten, mit denen Arbeitnehmer verpflichtet werden, bestimmte Beträge, meist ein Monatsgehalt, als Strafe an den Arbeitgeber zu zahlen, wenn sie ein Arbeitsverhältnis nicht antreten oder unter Nichteinhaltung der Kündigungsfrist beenden.

Bisher war die Rechtsprechung der Auffassung, dass derartige Vertragsstrafenklauseln grundsätzlich zulässig seien.

Seit dem 01.01.2002 bzw. für Altverträge, die vor diesem Zeitpunkt abgeschlossen wurden seit dem 01.01.2003 gelten jetzt aufgrund des Schuldrechtsmodernisierungsgesetzes die Regelungen der §§ 305 ff. BGB.

Nach § 309 Nr. 6 BGB (Klauselverbot ohne Wertungsmöglichkeit) ist eine Bestimmung, durch die dem Verwender (Arbeitgeber) für den Fall der Nichtabnahme oder verspäteten Abnahme der Leistung, des Zahlungsverzuges oder für den Fall, dass der andere Vertragsteil sich vom Vertrag löst, die Zahlung einer Vertragsstrafe versprochen wird, in allgemeinen Geschäftsbedingungen unwirksam.

Obwohl der Wortlaut eindeutig zu sein scheint und damit Vertragsstrafenklauseln unzulässig sein müssten - so auch eine starke Meinung in der Literatur - sind die bisher vorliegenden Urteile der Arbeitsgerichte widersprüchlich. Der Streit ist um die Regelung des § 310 Abs. 4 Satz 2 BGB entbrannt, der bestimmt, dass bei der Anwendung der §§ 305 ff. BGB, die im Arbeitsrecht geltenden Besonderheiten angemessen zu berücksichtigen sind.

Dementsprechend urteilte das Arbeitsgericht Duisburg (14.08.2002 - 3 Ca 1676/02, AiB 3/2003, 189 bis 181), dass auch nach der Schuldrechtsreform die formularmäßige Vereinbarung einer Vertragsstrafe im Arbeitsvertrag zulässig sei, weil der Anwendung des in § 309 Nr. 6 BGB enthaltenen Klauselverbots nach wie vor die „Besonderheiten des Arbeitsrechts“ im Sinne des § 310 Abs. 4 Satz 2 BGB entgegenstünden.

Gegenteilig urteilten das Arbeitsgericht Bochum (Urteil vom 08.07.2002 - 3 Ca 1287/02, AiB 9/2002, 577 bis 582) und das LAG Düsseldorf (08.01.2003 -12 Sa 1301/02), die darauf hinwiesen, dass die Ausnahmevorschrift des § 310 Abs. 4 Satz 2 BGB eng auszulegen sei. Es könnten daher nur gewichtige, arbeitsrechtliche Besonderheiten zur Nichtanwendung der AGB-Kontrolle führen.

Ein nachvollziehbares, verständliches Interesse an der Vereinbarung einer Vertragsstrafe im Hinblick auf Nachweisprobleme könne aber nicht nur im Arbeitsverhältnis bestehen, es werde auch in anderen vom Gesetz erfassten Vertragsverhältnissen der Fall sein. Warum nun gerade im Arbeitsverhältnis im Gegensatz zu sonstigen Vertragsverhältnissen die Anwendung dieses Klauselverbotes ausgeschlossen sein soll, sei durch über diese allgemeinen, auch in sonstigen Rechtsverhältnissen auftretenden Schwierigkeiten, hinausgehenden Besonderheiten nicht begründet.

Es wird abzuwarten bleiben, bis das erste Verfahren vor dem Bundesarbeitsgericht abgeschlossen ist. Bis zu diesem Zeitpunkt kann unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Arbeitsgerichts Bochum und des LAG Düsseldorf nur empfohlen werden, genau zu überprüfen, ob die Geltendmachung einer Vertragsstrafe durch den Arbeitgeber tatsächlich akzeptiert werden sollte.
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